
 Bereichsleiter
 Bereich 0-1
 
 
 Jehn
 Datum 26.10.2018

 Oberbürgermeister
 
 
 
 Schranz
 Datum 26.10.2018

* Vorlage zur:
  Anhörung (A)
  Kenntnisnahme (K)
  Vorberatung (V)
  Beschlussfassung (B)

* Ergebnis :
  Zustimmung (Z)
  Ablehnung (A)
  Änderung (Ä)
  Anhörung vollzogen (AV)
  Kenntnisnahme (K)

 Beschlusskontrolle:

      Ja oder nein

Beteiligung:

Personalrat                   [ ]

Gleichstellungsstelle   [ ]
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 Beschlussvorlage öffentlich

Vorlage Ergebnis Beschluss-
 Termin  Gremium

zur* kontrolle*

08.11.2018 Hauptausschuss B

Beratungsgegenstand

Beschwerde gemäß § 24 GO NRW
Sitzung des Planungsausschusses vom 18.09.2018

Beschlussvorschlag

1. Der Hauptausschuss nimmt die als Anlage 1 beigefügte Beschwerde nach § 24 GO NRW vom 
27.09.2018 sowie die als Anlage 2 beigefügte Bescheidung der gleichzeitig erhobenen 
Dienstaufsichtsbeschwerde vom 24.10.2018 zur Kenntnis.

2. Der Hauptausschuss stellt fest, dass die vorliegende Angelegenheit nicht in die Zuständigkeit des 
Rates der Stadt fällt und überdies durch Bescheidung (Anlage 2) erledigt ist. 
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1 Begründung
2
3 Die Zuschrift vom 27.09.2018 (Anlage 1), soweit sie als Beschwerde im Sinne des § 24 GO NRW 
4 bezeichnet ist, entspricht den formellen Vorgaben des § 24 GO NRW; die Beschwerde wurde schriftlich 
5 eingereicht und lässt den Beschwerdeführer erkennen. 
6 Da nach allgemeiner Auffassung in Rechtsprechung und Literatur der (Ober-) Bürgermeister im 
7 Hinblick auf Anregungen und Beschwerden im Sinne des § 24 GO NRW kein materielles Prüfungsrecht 
8 innehat, war die Angelegenheit unabhängig von ihrer inhaltlichen Bewertung dem Hauptausschuss 
9 vorzulegen, dessen Zuständigkeit sich aus § 24 Abs. 1 Satz 3 GO NRW in Verbindung mit § 14 Satz 1 

10 der Hauptsatzung ergibt.
11 Der Beschwerdeführer wendet sich gegen vermeintliche Pflichtverletzungen städtischer Bediensteter 
12 („Amtsträger“). Die Prüfung und ggf. Sanktionierung solcher Pflichtverletzungen obliegt bzw. obläge 
13 dem Oberbürgermeister als Dienstvorgesetztem der städtischen Bediensteten (§ 73 Abs. 2 GO NRW), 
14 nicht hingegen dem Rat der Stadt. Der Oberbürgermeister hat sich –wie aus der Anlage 2 ersichtlich- 
15 mit dem Vorbringen des Beschwerdeführers angemessen auseinandergesetzt und den 
16 Beschwerdeführer beschieden. Die Angelegenheit ist abgeschlossen.
17
18
19 Anlagen
20
21 1. Zuschrift von Herrn Letford
22 2. Antwortschreiben des Oberbürgermeisters vom 24.10.2018
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